




IIIFür eine Zukunft ohne Atomwaffen

Die NATO auf  dem Weg in die Vergangenheit?

Der NATO droht der schleichen-
de Bedeutungsverlust, weil sie bei der 
Debatte um die nukleare Abrüstung in 
der Vergangenheit verharrt. Beim Treffen 
der NATO-Außenminister am 22.-23. 
April wurde klar, dass zumindest die 
USA und NATO-Generalsekretär Anders 
Fogh Rasmussen bei der nuklearen 
Abschreckung vorerst alles beim alten blei-
ben lassen wollen. 

Von dem Treffen in Tallinn waren 
wichtige Signale erwartet worden, wie 
die NATO auf die gemeinsam von 
Belgien, Deutschland, Luxemburg, den 
Niederlanden und Norwegen erhobene 
Forderung, die Rolle der Allianz in der 
nuklearen Abrüstung neu zu diskutieren, 
reagieren würde. 

Zum ersten Mal waren nicht die 
Verteidigungsminister, sondern die 
NATO-Außenminister mit dem Thema be-
fasst. Einige im NATO-Hauptquartier wa-
ren deshalb bereits beunruhigt: Würden die 
Außenpolitiker etwa den Anregungen der 
Bundesregierung folgen, und die Zukunft 
der ungefähr 200 immer noch in Europa 
stationierten US-Atomwaffen ergebnisof-
fen diskutieren? Dies wäre aus Sicht der-
jenigen Verteidigungspolitiker, die bisher 
die NATO-Atomwaffenpolitik weitgehend 
unter aus Ausschluss der Öffentlichkeit be-
schlossen, eine unerhörte Entwicklung.

Sie hätten sich keine Sorgen machen 
müssen. Noch vor dem Treffen stellte 

Rasmussen klar, dass aus seiner Sicht die 
nukleare Abschreckung der Allianz unver-
zichtbar und in Europa stationierten US-
Atomwaffen ein „essenzieller Bestandteil“ 
dieser Abschreckung seien.

Beim Abendessen sekundierte ihm US-
Außenministerin Hillary Clinton. Sie be-
zeichnete die NATO als „nukleare Allianz“ 
und sagte, eine Änderung der gegenwärti-
gen Politik käme nicht in Frage, solange es 
noch Atomwaffen in der Welt gibt. Ohnehin 
müssten sich erst die Russen bewegen.

Diese rückwärtsgewandten Aussagen, die 
aus der Zeit des Kalten Krieges zu stammen 
scheinen, kamen überraschend. Schließlich 
betont der amerikanische Präsident immer 
wieder, dass sein Ziel einer atomwaffen-
freien Welt nur verwirklicht werden könne, 
wenn auch die Atomwaffenbesitzer selber 
bereit seien, die Rolle von Atomwaffen 
zu vermindern. In der kürzlich veröf-
fentlichten US-Nuklearstrategie hatte die 
Obama-Regierung eine Entscheidung über 
die Zukunft ihrer in Europa stationierten 
Atomwaffen vertagt. „Alle Optionen blei-
ben offen“ solange die Meinungsbildung 
in der NATO nicht abgeschlossen sei, ver-
sprachen die USA.

Warum also jetzt die Festlegung 
Clintons? Offensichtlich wollen die USA 
Streit mit denjenigen Osteuropäern und 
insbesondere den Balten vermeiden, die 
in der sogenannten „nuklearen Teilhabe“ 

einen sichtbaren Beleg amerikanischer 
Sicherheitsgarantien sehen.

Was Washington durch die einseitige 
Festlegung gegen einen schnellen Abzug 
übersieht: In dem Maße wie sie die neuen 
NATO-Mitglieder hofiert, stellt sie die-
jenigen westeuropäischen Regierungen, 
die bisher die Hauptlast der nuklearen 
Abschreckung tragen, vor unlösbare 
Probleme. 

Die Bundesregierung ist in der Frage des 
Abzugs in der Pflicht, im Koalitionsvertrag 
ist das Thema fest verankert. Noch in dieser 
Legislaturperiode sollen die ungefähr 20 in 
Deutschland stationierten US-Atomwaffen 
weg. Am 26. März forderten alle Fraktionen 
im Bundestag (mit Ausnahme der Linken, 
die einen sofortigen und bedingungslosen 
Abzug will) in seltener Eintracht in einem 
gemeinsamen Antrag die Regierung auf, 
sich „mit Nachdruck“ für einen Abzug ein-
zusetzen. Seit langem unterstützen rund 
Zweidrittel der Bevölkerung einen solchen 
Schritt. 

Die Regierungen in den Niederlanden und 
Belgien, wo ebenfalls noch US-Atomwaffen 
lagern, sehen sich mit einem ähnlichen 
Dilemma konfrontiert. Hinzu kommt, 
dass die NATO von diesen Staaten offen-
sichtlich erwartet, dass sie in den nächsten 
Jahren neue amerikanische Flugzeuge an-
schaffen, mit denen die nukleare Teilhabe 
auch über das Jahr 2020 hinaus gesichert 

werden kann. Die Bundesregierung hat 
dies bereits abgelehnt.

Die NATO wäre daher gut beraten, 
bis zum November, wenn auf dem 
Gipfel in Lissabon ein neues strategi-
sches Konzept beschlossen wird, einen 
trägfähigen Konsens über die Rolle der 
Abschreckung im 21. Jahrhundert  zu 
finden. Eine jüngst vom schwedischen 
Friedensforschungsinstitut SIPRI und der 
Friedrich-Ebert-Stiftung herausgegebene 
Studie weist den Weg. Sie kommt zu dem 
Schluss, dass es den meisten Osteuropäern 
weniger um die Präsenz von einigen 
Hundert US-Atomwaffen in Europa geht, 
als um glaubwürdige Sicherheitsgarantien 
der NATO und der USA. Statt Atomwaffen 
sollte die NATO durch  nicht-nukleare 
Mittel den Osteuropäern versichern, dass 
die Allianz ihnen auch künftig gegenüber 
einem immer noch unkooperativ auftreten-
den und bedrohlich wirkenden Russland 
zur Seite stehen wird. Wenn es gelingt, über 
eine solche Sicherheitsordnung mit Moskau 
Einvernehmen zu erzielen, dann wäre klar: 
Nukleare Abrüstung und Solidarität sind 
keine Gegensätze, sondern müssen zusam-
men gedacht werden.

Dr. Oliver Meier ist Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für 
Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik an der Universität 
Hamburg (www.ifsh.de) und 
Korrespondent der US Arms Control 
Association (www.armscontrol.org).

Obama und die Atomwaffen: Versuch einer diplomatische Offensive 
Seit einigen Monaten versucht die Obama 

Administration mit einer diplomatischen 
Offensive den größten und potentiell ge-
fährlichsten strategischen Fehler  ihrer 
Vorgänger-Administration aus zu bügeln: 
die, durch die eigene Aufrüstungs- und 
Kriegspolitik bedingte Ermutigung  zur 
nuklearen Proliferation.

Die Verhütung von terroristischen 
Atomanschlägen spielt seit den Angriffen 
des 11. September 2001 die wichtigste 
Rolle in der nationalen Sicherheitsstrategie 
der USA. Zwei Schlüsselelemente die-
ser Strategie sind die Nichtverbreitung 
von Atomwaffen (inklusive der 
Nichtverbreitung von radioaktivem 
Material) sowie die Drohung mit atomaren 
Erstschlägen zur Sicherung der globalen 
Dominanz der USA.

Unter der Bush – Administration wur-
den die USA zu einer Paria Nation; Krieg 
und Folter in Zentralasien, Nutzung mili-
tärischer Macht zur Durchsetzung eigener 
Interessen und  Missachtung internatio-
naler Abkommen, Bruch des Völkerrechts 
führte atomaren Gefahren mit denen  nun 
die gesamte Menschheit konfrontiert 
ist. Zu den gefährlichsten Handlungen 
der Bush Administration zählt die 
Untergrabung der Überprüfungskonferenz 
des Nichtverbreitungsvertrags (NVV) im 
Jahre 2005. 

Anstatt den weltweiten Forderungen 
nach zu kommen und Artikel VI des NVV 
zu erfüllen und im Gegenzug ein schärfe-
res weltweites Verifikationssystem gegen 
Verstöße gegen die atomare Abrüstung zu 
installieren, blockierten Bush, Cheney und 
Co den Beschluss einer Agenda bis kurz 
vor Ende der Überprüfungskonferenz, um 
sich anschließend jeglichen ernsthaften 
Verhandlungen zu verweigern. Umso ag-
gressiver klagten sie andere – NPT- konfor-
me Staaten – an. Damit torpedierten sie die 
NVV- Überprüfungskonferenz und brach-
ten das Fortbestehen des vier Jahrzehnte 
währenden Nichtverbreitungsregimes in 
Gefahr.

Schlüsselfiguren der US- Elite bemerkten 
diesen strategischen Fehltritt und veranlas-

Joseph Gerson ist 
Programmdirektor für Frieden 
und ökonomische Sicherheit 
der American Friends Service 
Committee in Neu England 

sten George Schulz und Henry Kissinger 
Wege aus der atomaren Sackgasse zu 
finden und damit der USA wieder mehr 
diplomatische Möglichkeiten, mehr 
Legitimität und Handlungsspielraum zu 
verschaffen Folglich verlangten die ehe-
maligen Staatsmänner (elder statesmen) 
„limited arms control reductions“ und 
drängten zu öffentlichen Bekenntnissen zu 
den Verpflichtungen des Artikel VI. Diese 
Einschätzung zusammen mit dem Druck 
der internationalen Friedensbewegung und 
vieler Länder besonders aus dem Süden 
veranlasste Obama zu seinem Bekenntnis 
zu einer Welt ohne Atomwaffen in Prag.

Die Unterzeichnung des neuen 
START Abkommens sowie der neuen 
Atomwaffendoktrin der USA und der 
Nuclear Security Summit im Vorfeld 
der NVV-Überprüfungskonferenz im 
Mai waren folglich nicht überraschend. 
Vielmehr dienen diese diplomatischen 
Trippelschritte dazu den USA ihre diploma-
tische Legitimität und Verhandlungswillen 

für die NVV- Überprüfungskonferenz 
zurück zu gewinnen. Die internationale 
Isolierung sollte durchbrochen werden

Leider sind diese Schritte von 
Kontinuität anstatt Veränderung geprägt; 
die Weltöffentlichkeit wird in Nebel ge-
hüllt und kein helles Licht offenbart ei-

nen Neubeginn. Worte  statt  Taten – so 
läst sich die Nuklearpolitik der Obama 
Administration zusammen fassen

Das neue START Abkommen wurde all-
seits als kleiner Schritt anerkannt, der im 
besten Falle die Beziehungen zwischen 
den beiden nuklearen Supermächten stabi-
lisiert. Sieben Jahre nach der Ratifizierung 
des neuen START werden Russland und 
die USA immer noch mehr als 90% aller  
Atomwaffen auf der Welt besitzen. Der 
Welt wird gesagt, dass die vorhandenen 
Arsenale beider Seiten um ein Drittel auf 
1,550 thermonukleare Sprengköpfe ab-
gerüstet wird. Nicht gesagt wird, dass 
diese eine vernichtende Sprengkraft  von 
60.000 der auf Hiroshima abgeworfenen 
Atombombe haben. Das Magazin Bulletin 
of Atomic Scientists zeigt indessen eine 
neue Zählweise für das neue START-
Abkommen auf, nach der ein mit voller 
Kapazität beladener B-52 Bomber nur noch 
als eine einzige Atombombe gezählt wird 
und nicht mehr wie bisher als Faktor acht. 

Die Reduzierungen durch das neue START 
Abkommen fallen somit geringer aus als 
verkündet wurde. Die von den USA und 
Russland gelagerten Atomsprengköpfe (ca. 
20.000) müssen kaum reduziert werden.

Die Atomwaffendoktrin der USA 
(Nuclear Posture Review) bietet ebenso wie 

der Präsidentenhaushalt wenig Hoffnung 
auf eine Erfüllung des Artikel VI des NVV. 
Einerseits wird Staaten, welche sich an den 
NVV halten, nicht mehr mit dem Einsatz 
von Atomwaffen gedroht. Andererseits 
wird sich das Recht des Ersteinsatzes 
von Atomwaffen vorbehalten für – nach 
Meinung der US- Administration- Gegner 
die mit dem Einsatz von chemischen oder 
biologischen Waffen drohen oder diese 
einsetzen. Die NPR unterstreicht die es-
sentielle Rolle von Atomwaffen für die 
Außen- und Militärpolitik der USA. Die 
Ausgaben für Trägersysteme werden 
trotz der Wirtschaftskrise und dem US 
Haushaltsdefizits nicht gekürzt. 

Die US amerikanische Doppelmoral 
spiegelt sich ebenfalls im Haushaltsplan 
Obamas. Dieser sieht Ausgaben 
von 2 Milliarden US-Dollar für die 
Modernisierung der Produktionsstätten 
von Atomwaffen und über 800 Millionen 
US-Dollar für die Entwicklung neuer 
Atomwaffenträgersysteme vor. 

Während der Beschluss Chiles seine an-
gereicherten Uranvorkommen an die USA 
abzugeben und eine ähnliche Entscheidung 
der Ukraine gefeiert wurden, lehnte es 
die Regierung Obama ab, härter gegen 
Israel, Indien und Pakistan durch zu 
greifen. Die israelische Uneinsichtigkeit 
ihren Atomwaffenbesitz zu- und auf-
zugeben ist das Haupthindernis in der 
Schaffung einer atomwaffenfreien Zone 
im Mittleren Osten und könnte zu einer er-
neuten Sackgasse bei der NVV- Konferenz 
führen. Feindseeligkeiten zwischen 
Pakistan und Indien verstärken die ato-
mare Aufrüstungsspirale beider Länder. 
Indien wurde erst kürzlich, die atomare 
Aufrüstung vertraglich zugesichert.

Eine Politik hin zu einer atomwaffenfrei-
en Welt , eine „leading role to global zero“ 
sieht anders aus.

Der moralische Imperativ des 
21. Jahrhunderts lautet Stopp der 
Aufrüstungsspirale und der erhöhten 
Gefahren regionaler Kriege. Auf dem 
Weg zur Abschaffung aller Atomwaffen 
müssen kleine aber wichtige Schritte 
der Vertrauensbildung eingeleitet 
werden. Für die Realisierung einer 
atomwaffenfreien Welt – in unserer 
Lebenszeit (!) - müssen die USA den 
ersten Schritt machen. Maßnahmen zur 
Vertrauensbildung kann die Rücknahme 
der Abschussbereitschaft von 
Atomwaffen sein. Das stärkste Signal 
wäre das Ausradieren der Überreste des 
Kalten Krieges durch den Abzug der 
Atomwaffen aus Europa! Yes we can, 
und wir müssen!

Judith Le Blanc, 
Programmorganisatorin bei  Peace 
Action USA

Die USA wollen 90 Nuklearwaffen 
(Typ 480 B 61) bei dem Luftstützpunkt 
İncirlik beibehalten. Sie sind seit 1997 
und 1998 in der Türkei stationiert. Die 
Gefahr, die von den Waffen ausgeht, 
dominiert die Türkei und den Mittleren 
Osten. Deshalb hat Global Peace and 
Justice Coaliton in 2005 eine Kampagne 
mit dem Aufruf zur Schließung Incirliks 
namens „Close Down Incirlik“ gestartet. 
Die Kampagne wird fortgesetzt bis alle 
Militärluftstützpunkte in der Region ab-
gerissen werden.

Yildiz Önen, Türkei
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Friedensbewegung verklagt Bundesregierung
Die Apothekerin Frau Dr. Elke Koller, die nur knapp 4 

km vom Fliegerhorst Büchel der Bundesluftwaffe ent-
fernt wohnt, erhebt Klage gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und beantragt,

•	 dass Deutschland von den USA ver-
langt, dass die in Büchel noch stationier-
ten 20 Atombomben abgezogen werden

•	 und Deutschland sich aus der Nuklearen Teilhabe 
in der Planungsgruppe der NATO verabschiedet.

Sie vertritt nämlich die Überzeugung, dass es nicht 
ausreicht, wenn die Bundesregierung entsprechend dem 
Koalitionsvertrag mit den Mitteln der Diplomatie auf 
die nukleare Abrüstung hinwirkt. Vielmehr gebietet das 
Grundgesetz, dass sie im Sinn der hier gestellten Anträge 
tätig wird.

Das ergibt sich aus dem Friedensgebot des Grundgesetzes, 
das ein zentrales Prinzip des Grundgesetzes auf Basis der 
konkreten friedensrechtlichen Regeln darstellt (II. in der 
Klageschrift). Hier einschlägige Norm ist das Gewaltverbot 
der UN-Charta, das nach Art. 25 Satz 1 GG als „allgemeine 
Regel des Völkerrechts“ als Bestandteil des Bundesrechts 
gilt (III.). Vom Gewaltverbot gibt es nach der UN-Charta 
nur zwei Ausnahmen: Gewalt darf nur ausgeübt wer-
den mit Einwilligung des Sicherheitsrates oder im Fall 
einer flagranten Selbstverteidigungslage (IV.). Diese 
Regeln gelten beispielsweise für das US-Militär, wenn 
es von deutschem Boden aus kriegerische Handlungen 
ausführt, wie das Bundesverwaltungsgericht in zwei ak-
tuellen Entscheidungen ausgeführt hat. Dabei ist ohne 
Belang, wenn solche Handlungen im Rahmen von NATO-
Strukturen ausgeführt werden (V.). Wenn Gewalt nach die-

sen Grundsätzen rechtmäßig ausgeübt wird, ist gleichwohl 
“nicht jedes Mittel recht”: Vielmehr muss beim Einsatz von 
Atomwaffen zusätzlich das humanitäre Kriegsvölkerrecht 
beachtet werden, wie der Internationale Gerichtshof in 
Den Haag festgestellt hat (VI.). Danach ist der Einsatz von 
Atomwaffen “generally illegal”. Deswegen ist der soge-
nannte Ersteinsatz von Atomwaffen, der “preemptive stri-
ke”, rechtswidrig. Zwar hielt es der Gerichtshof für denk-
bar, dass im Fall einer extremen Notwehrlage, bei der der 
Feind Atomwaffen einsetzt, zur Verteidigung Atomwaffen 
eingesetzt werden dürfen. Zu dieser Konstellation hatten 
die Atomwaffenstaaten den IGH aber nicht ausreichend 
mit Vortrag versehen. Insbesondere war offen geblie-
ben, ob es überhaupt Atomwaffen gibt, die im Einklang 
mit den zuvor aufgestellten Regeln des humanitären 
Kriegsvölkerrechts eingesetzt werden können. Bekannt 
gewordene Aussagen über die verfügbaren Atomwaffen 
gehen dahin, dass solche Waffen nicht existieren und 
auch nicht mehr entwickelt werden sollen. Also verstößt 
das Vorhalten “konventioneller Atombomben” durch die 
Atomstaaten gegen das Gewaltverbot im Zusammenhang 
mit dem humanitären Kriegsvölkerrecht. Die Beklagte darf 
rechtswidriges Verhalten der US-Armee auf ihrem Boden 
nicht dulden (VII.).

Jedoch unterlässt die Beklagte pflichtgemäßes Handeln. 
In einem solchen Fall gewähren die friedensrechtlichen 
Regeln des Grundgesetzes, insbesondere Art. 25 Abs. 1 GG, 
Drittschutz (VIII.). Er wendet sich nicht nur an den Staat, 
sondern erzeugt „Rechte und Pflichten unmittelbar für die 
Bewohner des Bundesgebietes“, gewährt also individu-
ellen Rechtsschutz. Außerdem sind Handlungen, die das 

friedliche Zusammenleben der Völker stören, insbeson-
dere die Vorbereitung der Führung eines Angriffskrieges, 
verfassungswidrig (Art. 26 Abs. 1 GG). Auch diese Regel 
vermittelt Drittschutz. Diese Regeln müssen auch bei der 
nuklearen Teilhabe berücksichtigt werden.

Das bedeutet für die gestellten Anträge:

Schon die Vorhaltung und erst recht der Einsatz der in 
Büchel gelagerten Atombomben (Antrag zu 1.) ist völker-
rechts- und verfassungswidrig, weil diese Bomben nur 
unter Verletzung humanitären Kriegsvölkerrechts ein-
gesetzt werden könnten. Dazu kommt, dass die geltende 
US-Strategie für Atomwaffen ebenso wie das Strategische 
Konzept der NATO in Verbindung mit der aktuell gülti-
gen Version des vertraulichen NATO-Dokumentes MC400 
(wahrscheinlich noch MC400/2) deren Ersteinsatz zulässt, 
so dass die Gefahr besteht, dass auch von Deutschland aus 
und/oder unter Beteiligung der deutschen Luftwaffe ein 
rechtswidriger Ersteinsatz erfolgen könnte. Diese Gefahr 
muss unterbunden werden.

Für die Nuklearstrategie der NATO, an deren Umsetzung 
deutsche Soldaten und Stäbe mitwirken und die in deut-
schen Militär- und Verwaltungsbehörden begleitet wird 
(nukleare Teilhabe im übrigen, Antrag zu 2.), gilt, dass sie 
die Vorgaben des Völker- und Verfassungsrechts ebenfalls 
nicht beachtet. Denn sie basiert auf der Vorhaltung von 
Waffen, die für den vielleicht allein zulässigen Einsatzfall 
nicht konzipiert sind. Ein politischer Beurteilungsspielraum 
kommt dabei der Beklagten nicht zu.

Schließlich verletzt die Atomwaffenlogistik auch im übri-
gen Völker- und Verfassungsrecht. 

Nuklearwaffen sind die zerstörerisch-
sten Waffen die jemals erfunden wur-
den. Es ist komisch anzumerken, dass 
Regierungen das irrationale Verhalten 
von Selbstmordattentätern verurtei-
len, während unsere Verteidigung, 
bestehend aus der Bedrohung eines 
Massenselbstmordes hergerührt durch 
den Einsatz von Nuklearwaffen, als ra-
tional betrachtet wird. 

Obamas Reden haben ein Fenster ge-
öffnet, welches genutzt werden muss, in-
dem wir unsere Regierungen dazu brin-
gen, alle Nuklearwaffen auf unserem ei-
genen Terrain abzuschaffen. Wir werden 
nie in der Lage sein, andere Länder da-
von zu überzeugen, keine Nuklearwaffen 
zu produzieren, solange wir selbst eine 
nukleare Verteidigung verfolgen. Dieses 
Jahr müssen unsere Staatsoberhäupter 
entscheiden, ob wir in einer Welt leben 
sollen, in welcher 15-20 Länder über 
Nuklearwaffen verfügen oder in einer 
atomwaffenfreien Zukunft. 

Hans Lammerant, Vredesactie, Belgien

Atomwaffen sind eine ständige 
Bedrohung der Menschlichkeit. Es 
ist eine Schande für europäische 
Ethikstandards, dass es sie immernoch 
in Europa gibt und dass die NATO 
Strategie ihren Einsatz und sogar ihren 
Ersteinsatz vorsieht.

Wenn die Menschen wüssten, dass 
10% des weltweiten Militärhaushaltes 
zur Beseitigung des Elends dieser Welt 
ausreichen, würden sie dafür protestie-
ren und zu allererst die Abschaffung 
der gefährlichsten aller Waffen, der 
Atomwaffen, fordern.

Ingeborg Breines, Vizepräsidentin des  
International Peace Bureau

Weitere Aktionen für eine atomwaffenfreie Welt
FRIEDENSKULTUR IN KOMMUNEN - FÜR EINE 
ATOMWAFFENFREIE WELT
KONFERENZ
der Deutschen Sektion der Mayors for Peace,  der deut-
schen Bürgermeister für den Frieden
FRIEDENSWERKSTATT
mit Projekten der Friedenskultur
Präsentationen, Vorträge und Workshops 
Ort: Stadthaus Potsdam, 11. / 12. Juni 2010 
Schirmherrschaft:
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam 
Jann Jakobs,Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
Hannover Stephan Weil 

Kurz nach der UN – Abrüstungs – Konferenz 
in New York werden in der Landeshauptstadt 

Potsdam, im Rahmen einer Konferenz und einer 
FRIEDENSWERKSTATT, Kulturprojekte und Projekte 
der politischen Bildung und der Friedenserziehung mit 
Kindern und Jugendlichen in den Mittelpunkt gestellt, 
die sich mit den Themen für eine atomwaffenfreie Welt 
bis zum Jahr 2020 beschäftigen. 
So werden in Potsdam erstmals öffentlich die 
Ergebnisse der NPT – Verhandlungen in New York 
ausgewertet und Schlussfolgerungen für die weiteren 
Aktivitäten der deutschen Mayors for Peace gezogen. 
Themen und Fragestellungen stehen im Mittelpunkt 
der Friedenswerkstatt im Potsdamer Rathaus, z.B.  Wie 
weiter nach den NPT – Verhandlungen in New York?, 
Atomkraft, Nein Danke, sowohl bei Atomwaffen, 
als auch bei Atomkraftwerken. Prävention von 
Konflikten. Militär und Alltag. Erinnerungskultur und 
Hoffnung, oder gar Alibi-Veranstaltung. Jugend- und 
Friedenskulturen in Deutschland und Japan.

Die Konferenz und die Friedenswerkstatt richtet sich, 
neben den Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus der 
Politik und der Friedensbewegung, an Jugendliche und 
junge Erwachsene, beispielsweise in Kirchen, Parteien, 
Gewerkschaften, Universitäten und Fachhochschulen 
in Oberstufenzentren und in Initiativen und Vereinen. 
Eine Veranstaltung des Oberbürgermeisters der 
Landeshauptstadt Potsdam, Jann Jakobs, des 
Oberbürger-meisters der Landeshauptstadt Hannover, 
Stephan Weil,  des Hiroshima-Platz Potsdam e.V. und 
der Berlin-Brandenburgischen Auslandsgesellschaft 
(BBAG e.V.)

Anmeldung :
Fax: 0331/ 289 3430
E-mail: SIKO@rathaus.potsdam.de
www.friedenskultur-potsdam2010.de

Keine nukleare Sicherheit ohne Abrüstung und Atomausstieg
Wer glaubt, die nukleare Bedrohung habe 

sich mit dem Ende des Kalten Krieges erle-
digt und sei nur noch ein gruseliges Kapitel 
in den Geschichtsbüchern, unterliegt einem 
gefährlichen Irrtum. Die von Atomwaffen 
ausgehende Gefahr für den Frieden und 
die Sicherheit in der Welt bemisst sich 
nicht nur quantitativ anhand der Anzahl 
von Atomsprengköpfen. Die nukleare 
Bedrohung von heute ist diffuser gewor-
den und hat eine völlig neue, besorgniser-
regende Qualität erlangt: Der Mythos, dass 
Atomwaffen ein Potenzmittel für mehr 
Macht und zugleich eine Immunspritze für 
mehr Sicherheit sind, verleitet aufstrebende 
Mächte und jene, die es sein wollen, dazu, 
ihre Hände nach der vermeintlichen Wun
derwaffe auszustrecken. Jetzt droht ein 
beispielloser nuklearer Rüstungswettlauf 
unter mehr als nur zwei Atommächten. 

Eine in der Debatte bisher stark ver-
nachlässigte Komponente der nukle-
aren Bedrohung ist die Renaissance 
der Atomkraft. Mit der zunehmenden 
Ausbreitung der zivilen Nutzung der 
Atomenergie erwerben immer mehr 
Staaten die Fähigkeit zum Aufbau militä-
rischer Nuklearprogramme. Tonnen von 
waffenfähigem Nuklearmaterial lagern 
zum Teil an ungesicherten Orten. Seit 
Beginn der 1990er Jahre hat sich für die-
ses Material ein Schwarzmarkt unbekann-
ten Ausmaßes entwickelt. Die Bedrohung 
durch Nuklearterrorismus wird immer 

größer. Wir haben es also mit einer neuen 
Dimension ökologischer und sicherheits-
politischer Risiken zu tun. 

Nukleare Abrüstung beginnt vor der 
eigenen Haustür. Es ist unglaubwürdig, 
immerzu Forderungen an andere zu stel-
len und selbst nicht bereit dazu sein, auf 
das nukleare Privileg zu verzichten! Über 
die so genannte nukleare Teilhabe ist 
Deutschland de facto eine Atommacht. Die 
schwarz-gelbe Bundesregierung darf nicht 
länger herum lavieren und muss sich end-
lich entschieden  für die weltweite nukle-
are Abrüstung einsetzen. Konkret bedeutet 
dies, die nukleare Teilhabe zu beenden 
und die Ausbildung von SoldatInnen so-
wie die Bereitstellung von Trägermitteln 
für den Atombombeneinsatz einzustellen. 
Die in Europa stationierten taktischen US-
Atomwaffen sind ohnehin spätestens seit 
dem Ende des Kalten Krieges politisch wie 
militärisch völlig sinnlos. Terroristen kann 
man nicht mit Tornados und Atombomben 
bekämpfen.

Der Abzug der US-Atomwaffen aus 
Deutschland braucht keine NATO-
Erlaubnis. Deutschland sollte dem Beispiel 
Kanadas und Griechenlands folgen, die 
ihrerseits vor Jahren die nukleare Teilhabe 
beendet haben. Der Abzug dieser Waffen 
von deutschem Boden ist für die wei-
tere Abrüstungsdynamik von großer 
Bedeutung. Die Bundesrepublik liegt im 
Zentrum der NATO-Allianz und kann auf-

grund ihrer guten Beziehungen zu Moskau 
heute eine wichtige Brückenfunktion er-
füllen, um sowohl die NATO als auch 
Russland zur Kooperation für Abrüstung 
im gemeinsamen Sicherheitsinteresse zu 
ermutigen. Deutschland sollte sich bei der 
Ausarbeitung des neuen Strategischen 
Konzeptes der NATO dafür stark ma-
chen, dass die strategische Bedeutung 
von Atomwaffen zurückgenommen 
und Abrüstung als Kernprinzip eines 
Bündnisses wird, das für Sicherheit stehen 
will. 

Es gibt keine nukleare Sicherheit ohne nu-
kleare Abrüstung. Die nukleare Sicherheit 
ist grundsätzlich in jedem Land, in dem 
sich Atomwaffen oder waffenfähiges 
Nuklearmaterial befinden, bedroht. Auch 
Material, das aus der Energiegewinnung 
resultiert, kann für Terroristen nützlich 
sein und in falsche Hände geraten. Es ge-
nügt nicht, wie die Bundeskanzlerin von 
der Gefahr einer schmutzigen Bombe zu 
reden. Um die Problematik der doppel-
ten Verwendung von Nuklearmaterial 
in den Griff zu bekommen, gibt es nur 
eine Lösung: Den konsequenten Ausstieg 
aus der Atomenergie. Wir müssen natio-
nal daran festhalten und weltweit dafür 
werben. Stattdessen fördert die schwarz-
gelbe Bundesregierung Atomexporte mit 
Steuergeldern für Hermes-Bürgschaften. 
Wer aber wirklich nuklear abrüsten will, 
sollte keine Atomtechnologie exportie-

ren. Das Beispiel Iran zeigt, dass der 
Übergang zwischen ziviler und militäri-
scher Nutzung von Atomenergie fließend 
ist. Die einzig konsistente und folgerichtige 
Politik besteht darin, die zivile Nutzung 
der Atomenergie einzudämmen und sich 
für die Nutzung erneuerbarer Energien 
weltweit einzusetzen.

Angesichts der neuen nuklearen 
Bedrohungen können wir uns keine 
Versäumnisse leisten. Deutschland kann 
und sollte einen wichtigen Beitrag zur 
Verwirklichung einer atomwaffenfreien 
Welt leisten. Hierzu bedarf es eines sicher-
heitspolitischen Umdenkens. Wir müssen 
begreifen, dass nukleare Sicherheit mit nu-
klearer Abrüstung und dem Atomausstieg 
einhergeht.
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